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5 1281.) Allerhöchſte Kabinetsbrder vom Arten ai, 1551 7 wegen. Cinfßrung der 
ng Städte: Ordnung. 


Du: Staats⸗Miniſterium e bibel die revidirte Stdte⸗ „Ordnung, die eee, ee, . 
Inſtruktion fuͤr die Stadtverordneten und das Einfuͤhrungs⸗ Patent, auf den gut⸗ aher, Que, Ban 77 Ver e, 
7 achtlichen Bericht des Staatsraths von Mir vollzogen. In Ruͤckſicht auf die 2 n 
7 Einführung habe Ich beſchloſſen, daß die Städte- Ordnung vom 19ten Novem- 744 a) K 224 | 
ber 1808. in den Staͤdten, worin ſie geſetzliche Kraft hat, für jetzt beibehalten, ee , a 
den Provinzialftänden, oder auch den Stadtgemeinen aber uͤberlaſſen Werden eee, 3° e " 
ſoll, die Verleihung der revidirten Ordnung, wenn fe ſelbige ihrem Intereſſe g, eee, 
Zꝛx!uſagender finden, bei Mir beſonders nachzuſuchen. In die andern Städte, in eee e ae: e e i 
welchen die Staͤdte⸗Ordnung von 1808. nicht verbindliche Kraft hat, ſoll die „ , 
Staͤdte⸗Ordnung provinzenweiſe, nach und nach, auf den Grund beſonders zu eee cee e, eee, N 
publizirender Verleihungen, eingeführt werden. Fuͤr jetzt verleihe Ich die revidirt e Kli, 
Staͤdte⸗Ordnung den zum provinzialftändifchen Verbande der Mark Brandenburg ae, ee lee e, 
und des Markgrafthums Niederlauſi itz nach der Verordnung vom 17ten Auguſt 920.207 „ 
1825. gehörenden Städten, in welche die Staͤdte⸗Ordnung von 1808. nicht , 
eingeführt iſt. Das Staats⸗Miniſterium beauftrage Ich, die revidirte Städte „ = 
Ordnung nebft der Inſtruktion für die Stadtverordneten und dem Einführunge⸗ e 
Patente, fo wie den gegenwärtigen Befehl, durch die Geſetzammlung bekannt „„ 
zu machen. Sie, der Miniſter des Innern und der Polizei, haben wegen de es, auh 


Eiinfuͤhrung in die vorbemerkten Staͤdte das Erforderliche zu verfuͤgen, auch zu BEE 9 
veranlaſſen, daß dieſer Befehl in die Amtsblaͤtter der N mn a Jr , 
und Frankfurt aufgenommen werde. RT | 

e PFEIL 20. PR | 
Berlin, den 17ten März 1831. : 5 e 4 9 
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erleihun 1 Stähe; 8 vom 19ten November 1808. 4 
es 1 1 10 Abſicht, den Sta adtgemeinen in Unſerer Monarchie eine 
ſelbſiſtaͤndigere Verwaltung ihrer Gemeine⸗ Angelegenheiten zu geben, und i 


‚Bürgern durch, WAL 1 ane BU Kr Verwaltung des Stadt 
8 Sa und Sr C 
IK 


8, gem 8908 ſanie 
5 0 exe) 05 1 0 V'! e 
inn Bürger ni cht, getaucht worden. brd AF 

A ie In Ha ne und mit demſelben Vertrauen haben Wir ht, 

ein, solches Geſetz auch. den. Stadtgemeinen in den mit un 
A ea. Landescheilen Zu 8 13 
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ch Wohne C e kb 
Grundlage des Geſetzes, theils auf die Einverleibung der Berichtigungen, k 
die Staͤdte⸗Ordnung in einzelnen Vorſchriften ſeit ihrer E e HR 10 
auf ſolche Abaͤnderungen beſehraͤnkt hat, die in Fe 15 1 9 


bells 
mungen dem un Ben e einer 1 Sen 9 005 8 
im Algenenen günstiger gefunden worde d. mic Ba 0 A 25 
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ä 1 Meal un genen 

Glundlazen $. 1. Die Verfaſſung der Städte beate unh gehen Eda 
e und auf beſondern Statuten 11 15 einzelnen Skaͤdte. rt gd. ile 

Statuten, Stat adt b erhalten, welches alle Vorſchriften 

a) Inhalt. ee CR in fi 55 en muß, die daſelbſt außer dieſer Ordnun Ben 
gel en ſollen. Jedenfalls muß daſſelbe enthalten unit Bund and 

4) eine genaue Beſtimmung aller- Punkte „ in Ruͤckſi icht welcher dieſes Gef ſetz 

ſelbſt . . gewiſſer leite e e . ee ; 
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nehmigung der Regierung nothwendig = 1221155 
die Bewohner der Grundſtuͤcke. In ae en 1 D 135 Vereinigung oder 
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er alle ai Punkte, wache uach Außzeadem: in den sg Inen S$. des 
Geſetes dahin verwieſen ſind. sand een chat 

2 . 3. Es kann aber auch gels nuhmshveiſe enthalten: Abweschungen 
von dieſem Geſetze, ſofern n 8 nu eg ea Skabte 
be befunden werden. 0 1 ut, 

ya] e Vorschlage zu Aten Abfaſſung dern Statuten ober deren Nene: 5) Erforder⸗ 
vo können ſowohl von einer der Stadtbehörden (Magiſtrat und Stadtverord⸗ "ie der Gͤl⸗ 
neten⸗ Verſammlung), als auch von den vorgeſetzten Staatsbehoͤrden ausgehen. 
Sie werden jederzeit von den Stadtbehörden berathen und begutachtet, dann durch 
die Regierungen und Oberpraͤſidenten, mit ihren Gutachten begleitet, an das 
Miniſterium des Inuern eingereicht, deſſen Beſtaͤtigung zu ihrer Guͤltigkeit 
hinreicht, wenn ſie ih, auf ihren nothwendigen Inhalt (g. 2.) beſchraͤnken. 
Enthalten ſie aber Abweichungen von dem Geſetze (F. 3 ſo erlangen ſie 
ihre Guͤltigkeit erſt . ee a ee ai: die See an 
e eli j 


112 33 695 75 
70 „ 
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3 2 2 5 Gatling 
N vr N. taͤdten n im Allgemeinen 1nd 8 
§. 51 Sm ae ne gehören ſaͤmmtliche Einwohner und Shark, 

Bruni innerhalb der Stadt, der Vorſtaͤdte und der ſtäͤdtiſchen Feldmark. 

F. 6. Es konnen jedoch auch, wenn es nach den örtlichen Berhältniſſen Veränderung 
zweckmäßig iſt, ſowohl Grundſtuͤcke, welche zu dem Stadtbezirke (F. 3. 1995 nicht des Stadt⸗ 
gehört haben, aber entweder von der ſtaͤdtiſchen Feldmark umſchloſſen find, oder beute. 
doch in Verbindung mit derſelben ſtehen, zu dem Stadtbezirke gelegt, als auch 
Grundſtuͤcke, welche bisher dazu gehört haben, davon getrennt werden. ER 
= in Vereinigung und Trennung kann ſowohl von der Staatsbehöͤrde nach 
Anh ng ber Betheiligten verfuͤgt, als auch von dieſen ſelbſt in Antrag gebracht 
werden. Im letzteren Falle ift. Seien, der SRH der Be 1 die, Ge⸗ 


jedesmal auch 


Trennung muß aber, ſo weit es noͤthig iſt, zwiſchen den Berheilic gten eine Aus⸗ 
einanderſetzung, und zwar lediglich im Verwaltungswege, erfolgen. 5 
ER H 87 Den vormals unmittelbaren deutſchen. Reichsſtaͤnden verbleiben u 
SR in, berfönlicher Beziehung, als für ihre im Stadtbezirke liegende Grund⸗ a 
Ban und deren. Bereohner die ihnen, nach der SET Zoten Mai 
1820. oder! durch beſondere Rezeſſe zuſtehenden Rechte. in 
m Die Beſitzer der übrigen mittelbaren Städte sehe mit ihrem Deieinial: 
beſitze und deſſen . a dum ee wann ſie e 
nicht beitreten. See 19 SUSHI RL inn le EEE 
Ge. 810 5 6 2 N 
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F. 8. Wenn fi ch in einzelnen Landestheilen innerhalb der Staͤdte oder 
Vorſtaͤdte Königliche Grundſtuͤcke oder Ritterguͤter finden, welche noch gegenwärtig 
für fich beſtehen, fo bleiben ſie mit ihren Bewohnern in der Regel DR —.— von 
dem Gemeineverbande ausgenommen. „ 
5 a H. 9. In ſofern die nach HH. 6. 7. und 8. von dem ſtädtiſchen Verbande 
8 aausgeſchloſſenen Grundſtüͤcke und deren Bewohner an gewiſſen Vortheilen deſſelben 
{ Theil nehmen, fo ſoll ein beſtimmtes Beitragsverhaͤltniß lediglich im Verwal⸗ 
tungswege regulirt werden. 


Einwohner. $. 10. Die Einwohner des Stadihrzießs belieben aus een, und aus 
Keek eee 10 
5 Pit. III. 
8 Bon den Bürgern und dem Bürgerrechte. e 
Bürger und F. 11. Bürger iſt derjenige, welcher das Recht gewonnen hat, an 125 


Buͤrgerrecht. öffentlichen Geſchaͤften der Stadtgemeine durch Abſtimmung bei den Wahlen 
f (H. 50.) Theil zu nehmen (Buͤrgerrecht.). 


Ertheilung §. 12. Das Bürgerrecht ertheilt nach vorgaͤngigem Gutachten der Stadt⸗ 8 
a ae verördneten der Magiſtrat, von welchem ſtets ein vollftändiges Verzeichniß aller 


vorhandenen Bürger (Bürgerrolle) - geführt... werden, ſoll. Der neu aufge⸗ 
e nommene Buͤrger muß den in der Beilage vorgeſchriebenen Büͤrgereid leiſten. 
ERBE 13. Wo für Ertheilung des Bürgerrecht Gebühren (Buͤrgerrechts⸗ 
9 be. ves fee. 8 gelder) üblich waren, koͤnnen ſolche nach der zeitherigen Obſervanz forterhoben, 
1838 gene, ü, SO oder auch unter Genehmigung des Miniſteriums des Innern neu BANN, 
. ee Sab. vorn werden. 
Moin eee le, R othwendige H. 14. Nur ſolche Perſonen männlichen Geſchlechts, welche weder under, 
0 Er; ge, Eigenſchaften vaͤterlicher Gewalt, noch unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen, im Stadt: 
Ben er bezirk ihren Wohnſitz nehmen, und unbeſcholten ($S. 19. und 20.) find, Fönnen 
N rechts. das Bürgerrecht erwerben. Diejenigen, bei welchen ſich dieſe Vorausſetzungen 
5 finden, ſind zur Erwerbung des Burgerrechts theils berechtigt und zugleich ver⸗ 
pflichtet, theils zwar berechtigt aber nicht verpflichtet, theils nicht berechtigt, ſo 
daß fie daſſelbe nur durch freiwillige Verleihung erwerben koͤnnen. 
Berechtigte F. 15. Berechtigt und zugleich werpfichtet zu Erwerbung des Bürger. * 
i ar Verpflich⸗ rechts ſind: 
Au ee. 55 . a) Diejenigen, welche i in 1 Stadtbezirke ein Grund⸗Eigenthum haben, deſſen 
* e eee, geringſter Werth in kleinen Staͤdten nicht unter 300 Rthlr., in größeren 
SER ee SE SER 7 nicht uber 2000 Rthlr. beſtimmt werden ſoll; ä 
N 5 > . 2 b) Diejenigen, welche im Stadtbezirke ein hend Gewerbe betreiben, und 
ee wein e ee, ee, aus demſelben eine reine Einnahme N ech gerinäfter Betrag auf 
, . 200 bis 600 Nehhlr zu beſtimmen iſt. 
. 8 5 „ Die genaue eee der Saͤtze Anker a. ee b. b das Statut enthalten. 
3 7 FH. 16. 
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F. 16. Berechtigt aber nicht verpflichtet zu Erwerbung des Bürgerrechts Berechtigte. 
fi 15 ee, welche aus anderen Quellen ein reines Einkommen von wenigſtens 
400 gehlr. bis 1200 Rthlr. nachweiſen, „und wenigſtens zwei Jahre lang in 
der Stadt gewohnt haben. 3 genaue 1 955 Einkommens ſoll das 
Statut enthalten. 

$. 17. Diejenigen, bei welchen ſich die Feßbüderen Bedingungen bi Freiwillige 
$$. 15. und 16. nicht finden, und welche dennoch perſoͤnlichen Anſpruch auf aus⸗ pesieibueng: 
gezeichnetes Vertrauen erworben haben, koͤnnen das Bürgerrecht durch einen 
uͤbereinſtimmenden Beſchluß des Magiſtrats und der Stadtverordneten erlangen. 

H. 18. Die Stadtbehoͤrden find auch befugt, ausgezeichneten Maͤnnern, Ehrenbuͤrger⸗ 

die fi) um den Staat oder die Stadt verdient gemacht haben, ohne Ruͤckſicht recht. 


auf ihren Wohnſitz, das Ehren Bürgerrecht zu 3 „ welches keine ſtaͤdtiſche 


Verpflichtungen auferlegt. 
F. 19. Das Bürgerrecht ſoll denjenigen verſagt, und, wenn es ſchon Verſagung u. 
erlangt iſt, wieder entzogen werden, welche wegen irgend eines Verbrechens auf 5 
wei Jahre oder länger zum Zuchthauſe oder einer haͤrteren Strafart, oder aber rechts: \ 
egen Meineides, Diebſtahls oder 1 zu gend eh iner Rrhninal⸗ 25 0 feftfie- 
Strafe rechtskräftig verurtheilt worden find. A 155 ae 
Eine anhaͤngige Kriminal⸗ ⸗Unterſuchung 22 ein eroͤffneter Konkurs macht 
die Ertheilung des Buͤrgerrechts vor Entſcheidung der Sache unzulaͤſſig. 
H. 20. Die Stadtbehoͤrden haben die Befugniß, das Bürgerrecht Dem- d) nach dem 
jenigen zu verſagen oder zu entziehen, welcher außer den Faͤllen des H. 19. zu oe i 


irgend einer Kriminalſtrafe verurtheilt oder in irgend einer Kriminal-Unterfuchung behörden; 


nur vorlaͤufig freigeſprochen iſt. 


Es kann auch Demjenigen verſagt oder wieder entzogen werden, welcher 
ſich durch einzelne Handlungen oder en feine Lebensweiſe die Öffentliche Ver⸗ 
achtung zugezogen hat. 
F. 21. In den Fallen des H. 20. ſoll die Verſagung des Buͤrgerrechts 
vom Magiſtrate nur nach eingeholtem Gutachten der Srabtvefösbueen: Perfagt 1 
werden. — ae 3 


Bei der Entziehung deſſelben hat aber der Magiſtrat die zum Grunde liegen⸗ 


a den Thatſachen zu unterſuchen und feſtzuſtellen, demnaͤchſt den Angeſchuldigten 


mit ſeiner Vertheidigung zu hoͤren, und die Verhandlungen den Stadtverordneten 
75 . vorlegen zu laſſen, ven jedoch der Deftdtigung des Magiſtrats 
edarf. x 
Sowohl bei der Verſagung, als bei der Entziehung des Bürgerrechts iſt 
gegen den Beſchluß der Stabtbehörden der Rekurs an die vorgeſetzte Staats⸗ 
Behörde zulaͤſſig. 
$. 22. Wer feinen Wohnſt itz in der Stadt aufgiebt, verliert dadurch das Aufgegebener 
Buͤrgerrecht. Als ſolcher wird in e einer ausdruͤcklichen Erklärung Wobnſb. 
(No. 4281.) Der⸗ 


S Ss — dd 
rer Dapnig taste nicht binnen Jahresfrist nach ſeiner Entfernung 
einen Stellvertreter zur Erfüllung, ſeiner ‚bürgerlichen. Obliegenheiten beſtellt hat. 
Ruhendes F. 23. Das Buͤrgerrecht ruhet, wenn ein Buͤrger auf längere Zeit abwe⸗ 
Buͤrgerrecht. ſend if, ohne den Wohnſitz im Stadtbezirke ‚förmlich aufzugeben, „wenn unter 
Kuratel kommt, wenn er in Kriminal⸗ Unterſuchung oder Konkurs, verfäl , und 
dien wi endlich wenn er die Hh. 15. und 16. e eee agent, N die 
ii 8 17. 5 e Ane aue ere 4 
l en wi in 
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Schuhber⸗ F. 24. . ind 3 welche, dhe „Ulis; 5 Mi 
wandte, ihren Wohnſitz in Stadtbezirke haben. 
H. 25. Sie koͤnnen an den öffentlichen Gange 
en Moba ach dba ue e EN 
F. 26. Dagegen können fie, 0 leich den, Binden, 
emen, 7 und Gewerbe betreiben. J N 
F. 27. In welchen Fällen ſie u: Erwerbung des 3 Birzernahts weiche = 
be, iſt im H. 15. beſtünmt. 
Dam ereing 121 ae 9 a Gate ; 
5 . RUSS 2 N 
50 a ae Ren e ad en * 
1. Alaleder 2 86. 23. Die Stadtgemeine beſteht aus ſämmlichen insohnem, des 
VE Stadtbezirks ‘Bürgern und Schutzverwandten ). 
M, Rechte 01 $. 29. Die Mitglieder der Gemeine ($. Br sollen an deren Rechten 
Mile Dee und Verpflichtungen unter folgenden naͤheren Beſtimmunge n A Antheil nehmen. 
1) Rechte. H. 30. Die Einkuͤnfte aus dem B ſermoͤgen der, Gemeine ſollen in der 
ee Regel auch fernerhin nach an bisher Bari beleben Berfaſſung verwendet 
egel werden⸗ Ba Ef 7 Per Seh SEI mi 5 
b) Kämmerei⸗ ING. 31. An 21 955 1 N bisher lediglich z 1 Beſtretung 
vermögen. von Gemeine⸗Ausgaben beſtimmt war (Kämmereivermögen), oll e auch 
SS Ferner den Gtazewen kein Nutzungsrecht zuſtehe .. 
e) Bürger- . 32. Dagegen ſoll dasjenige Vermögen de rt emeine, welches bisher 
n von allen Einwohnern, oder von den Bürgern oder den Schutzverwandten allein 
benutzt wurde, auch ferner nach dieſem Herkommen behandelt werden. Das 
Statut ſoll die Beſtandtheile dieſes Vermögens genau beſtimmen; desgleichen 2 
ſoll es die dazu berechtigten Perſonen, und das von dem Ae e nac 
dem Herkommen elwa zu entrichtende Einkaufsgeld, angeben. 1 
a) Nußungs :- 8. 5 Auf Bas 5 von 8 an Singen, f wie 
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EL EN Die Stadt, gemeine iſt zu allen Leiſtungen berpfiüchtet, welche das Dr 
ſtadtiche Bub ren in a ar at re Ibin wer ‚go 
F. 35. In ſofern zu dieſen Leiſtungen das Kaͤmmereivermoͤgen (F. 31.) B. der einzel- 
nicht hinreicht, find alle einzelne Mitglieder der Gemeine gleichmaͤßig verpflichtet, nen Einwoh⸗ 
nach Verhaͤltniß ihres Vermoͤgens Geldbeitraͤge und perſoͤnliche Dienſte zu leiſten. 3 Saar 
Kunſt⸗ und handwerksmaͤßige Arbeiten koͤnnen Each lt ſolche Dienſte 
nicht verlangt werden. er ie wa ‚de 
32 8.36, Die Beitragspflicht der Einzelnen (H. 36.) erstreckt fe auch Deren Me 
auf die. Verzinſung und Abtragung bereits vorhandener Schulden der Stadt, S 25 
a eee bene ne beionhegen Bekaneimacdungem BER: eintelßunen en 25 
Mitglieder der Gemeine iin Ph an) g ihr 
F. 37. Die Berpflichtung a Einzelnen zu Rachen a ngen (S. 35.36.) Anfang und 
fangt ohne beſondere Erklärung mit dem erſten Verfalltage an, welcher ſeit wee 
ihrem in der Stadt genommenen Wohnſi itze eingetreten iſt, Wenn ‚fi fie e ihr Ver⸗ 
haͤltniß zur Stadt aufgeben, ſo dauert ihre Verpflichtung noch fuͤr den, letzten 
vorher eintretenden Verfalltag fort, und hoͤrt mit demſelben auf. 
$. 38. Servisberechtigte aetibe Militairperſonen und auf Inactivitäts⸗ b) Abwei⸗ 
Gehalt geſetzte Dffiziere und Militairbeamte finds von allen Beiträgen zu Ge⸗ 1 - 
meinelaſten, fo rie von allen pe doch f le e frei, in ſofern fie nicht das „) Beſchran⸗ 
Buͤrgerrecht gewonnen haben. le reiung ſich nicht auf Zuſchlaͤge kung der Ver⸗ 
zu indirekten Verbrauchſteuern beziehen, wenn nicht durch Ran landes⸗ pflichtung. 
berßlche Verfuͤgungen Darüber Ausnahmen feſtgeſetzt ſind. 8 1 
Desgleichen ‚roll: bieſe Befreiung nicht auf ſolche ngen bchegen Er 
mern, er fig als Grundeigenthümer betroffen werden moͤchten. ii 
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mer 99 1 a e ie 5 e zu. 1 75 

fin, oder auch nach leber kunft mit der 

der Regierung eine G 7 ur zu en Ar 2755 

ai a Die gen dieſes Poragrophe en — auch auf die fee Beamten „„ 
uwenden ba n 

a TE Milglie der der Stißtgemene, welche außer der Stadt 3 

1 städten Wg, ſeind von perſöulſchen Beiträgen zu ſolchen Anſtalt Beldmark :. 
482 


95 75 1 8. N 


ru rar 


von fe‘ wegen ihrer Wohnüngsverhältniſſe inen Vortheil ziehen. de 

Ft „Ding liche Biene worden nach ihrem bisherigen Um Umf. fange fo Dingliche 
lang eanertail, dis ſte von der Sraprgeneine ‚abgeldfet f find, erſtrecken jedoch Befreiungen. 
nur af den ger c nicht auf außerordentliche Leiſtangen. Neue iin - 
Befreiungen W or der Stadckehörder nic nic . werden 
f (Fol 281.) a H. 42. 
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Perſpnliche + NMS. 42. Peiſnlche Befreiungen koͤnnen gleichfalls von eben: Stadthoͤrden 
Befreiungen. nicht ertheilt werden. In Anſehung der ee und Schulchrer ſind Be befte- 
henden Verordnungen anzuwenden. 


J erb §. 43. Diejenigen ‚Eigenihäner von Grundſtücken im Stadtbezirke, welche 


nung der deer in demſelben keinen Wohnſitz haben, find nur zu den, dem ende ee etwa 
PORN aufgelegten Leiſtungen verpflichtet. 
ce) Beſondere F. 44. Perſonen weiblichen Geſchlechts, welche im Stadtbezirke einen 


ait oe Ac ſelbſtſtaͤndigen Haushalt haben, find verpflichtet, für die ihnen obliegenden Lei⸗ 


a, ſtungen taugliche Stellvertreter zu ernennen. Diefelbe Verpflichtung haben alle 


Abweſenden. Mitglieder der Stadtgemeine im Falle einer ſolchen Abweſenheit, wodurch ihr Ver⸗ 
haͤltniß zur Gemeine nicht aufgehoben wird; imgtangen die auswärts wohnenden 
Grundeigenthuͤmer (F. 43.). 

III. Vorsteher F. 45. Der Stadtgemeine iſt als Obrigkeit und Verwalter ihrer Angele⸗ 


u. Vertreter. genheiten ein Magiſtrat vorgeſetzt (Tit. VII.). Ihre Mitglieder werden i in allen An⸗ 


W der Gemeine x Gastern nete vertreten (Tit. VO. 


| A VI. 
Won den Stadtverordneten. 0 
SR Abſchnitt 1. — 
en Von der Wahl und dem Wechſel derſelben. 2 
Anzahl. F. 46. Die Anzahl der Stadtverordneten ſoll fir jede Stadt nach Ver⸗ 


halt ihrer Größe, der Wichtigkeit der Gewerbe, und des Umfanges der ſtäͤdti⸗ 
ſchen Angelegenheiten, durch das Statut beſtimmt werden. Sie ſoll jedoch nicht 
unter Neun, und nicht uͤber Sechzig betragen. In gleicher Zahl ſollen auch 


Stellvertreter gewählt werden, welche beſtimmt find, in Behinderungsfaͤllen oder 
bei dem Abgange einzelner Stadtverordneten deren Stelle einzunehmen, damit die 


geſetzliche Zahl der letztern ſtets vollſtaͤndig erhalten werden kann. 


Wechſel. H. 47. Die Stadtverordneten und die Stellvertreter werden aufd drei Jahre 


gewaͤhlt. Jaͤhrlich ſcheidet ein en derſelben aus, an. ee Seele neue 
Mitglieder zu waͤhlen ſind. 


Stellver⸗ F. 48. In den Fallen, wo es nach $. 455 öthig 5 werden die Stell⸗ 


tretung. vertreter jedesmal nach der Zahl der Stimmen einberufen, die ſie in der ganzen 


Stadt für ſich gehabt haben. Der Einberufene tritt wieder aus, wenn die Be⸗ 
hinderung desjenigen Stadtverordneten aufhoͤrt, deſſen Stelle er einnahm. Iſt 
dieſer Stadtverordnete gaͤnzlich ausgeſchieden, ſo wird der Stellvertreter ſtatt feiner 

f auf fo lange Stadtverordneter, als jener es ſelbſt gewefen ſeyn wuͤrde. a 
Grundbeſitzer. H. 49. Wenigſtens die Hälfte der Stadtverordneten muß aus Grundbe⸗ 
ſi ihern beſtehen, welches jedoch auf die Stellvertreter keine Anwendung findet. 5.55 
. §. 50. 


— 


z 


g. 50. Die Wahl der Stadtserördneten geſchieht in kleinen Staͤdten Wahl: 
durch eine Verſammlung aller Buͤrger. In groͤßeren Staͤdten werden zu dieſem uberhaupt; 
S ein e 


Zwecke die Buͤrger in mehrere Verſammlungen getheilt. 


9, 50. Die Vertheilung der Bürger (F. 500 kann geſchehen nach Bezit⸗ » ee 
E + an: ee / zirken; 


ken der Stadt, worin dieſelben ihre Wohnung haben. 


Fi. 52. Dieſe Vertheilung kann ferner in ſolchen Städten, 5 worin die ver Onach Klaſ⸗ 


ſchiedenartigen Berhaͤltniſſe der Einwohner es raͤthlich machen, nach Klaſſen der 
Buͤrger geſchehen, welche aus der Beſchaͤftigung oder Lebens weiſe derſelben 


hervorgehen. 


fen; 


F. 53. Das Statut ſoll beftkmmen, ob alle Bürger germeinfehaftlich ober ormege 


F. 51.) oder nach Klaſſen (F. 52.), oder nach beiden Eintheilungsarten neben 
einander geſchieht; endlich ſoll daſſelbe die Anzahl und Begraͤnzung der Bezirke 
oder Klaſſen feſtſetzen, ſo wie das Verhaͤltniß, in welchem Beide an der Wahl 
Theil nehmen. ee Fe 

$ 54. Jeder Bürger foll nur in einer dieſer Abtheilungen ſtimmen 


Er 2 I ES A TE ET m. l Ze 18 i 8 2 nnd 
F. 33. Die Wahlberſammfung eines Bezirks oder einer Klaſſe kann 


$. 57. Den Werth des Grundbeſitzes und das Einkommen, Behufs 


der Wählbarkeit ſowohl, als zur Gewinnung des Buͤrgerrechts (F. 15. 16.), 


(No. 1281.) D H. 58. 


vertheilt zu wählen haben ($. 50.), ferner, ob die Vertheilung nach Bezirken ſtimmungen. 


— 18: — 
8 Die Beſtimmung des H. 56. bezieht ſich nur auf neue Wahlen; 


9 fle Stadtverordnete, welche ſchon gewaͤhlt ſind, durch Verminderung 


des Vermoͤgens ihre Stelle nicht verlieren, ſo lange fi e nur noch die Eigenſchaft 
als Bürger behalten (H. 23.) 
$. 59. Auch minder permögende Burger komen Hure, übereinſtimmen⸗ 


* den Beſchluß des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗ ⸗Verſammlung unter 


Wahlzeit. 


Verzeichniß 
der Waͤhl⸗ 
baren. 


die Wählbaren aufgenommen werden, „wenn ſie ein vollig unbeſcholtenes Leben 


gefuhrt und ſich das ‚öffentliche. Vertrauen erworben haben. 19200 er 
F. 60. Diejenigen Bürger, welche von den Klaſſen (F. 52.05 zu Stabt⸗ 
verordneten erwaͤhlt werden, beduͤrfen des im H. 56. beſtimmten Grundbeſi itzes 


$ oder Einkommens nicht. 


ot, Städtiſche Verwaltungsbeamte können, ſo lange ihr Amt dauert, 
zit, Stadtverordneten nicht gewaͤhlt werden. Bereits gewaͤhlte e derben, i 
müſſen e Stelle niederlegen, wenn ſie ein Stadtamt annehmen. er \ 

Die Wahl der Stadtverordneten wird in einem für jede Stadt 
durch das Sen fuͤr immer zu beſtimmenden Monate vorgenommen. 

F. 63. Der Magiſtrat hat vier Wochen vor jeder Wahl ſowohl die 
Burgerrolle 08 12.), als auch ein Verzeichniß der waͤhlbaren Buͤrger auf dem 
Rathhauſe öffentlich auszulegen. Reklamationen gegen dieſe, Verzeichniſſe find 
zulaͤſſig, machen jedoch die Wahlhandlung ſelbſt dann nicht ungültig, wenn nach 
Vollziehung derſelben | die Verzeichniſſe geändert werden ſollten. i 

$..64. Wer einmal als ſtimmfaͤhig und waͤhlbar aufgeführt ift, Fo : 
ohne gefegliche Grunde (SS. 19. u. f., HH. 56. u. f.), die ihm bekannt gemacht 
werden muͤſſen, von den Verzeichniſſen (F. 63.) nicht weggelaſſen werden, und 


bleibt, wenn er der Entſcheidung der Stadtbehoͤrden widerſpricht, oder beide 


Wahlvor⸗ 
ſteher. 


Wahl⸗Liſte. 


Wahltag. 


Behoͤrden ſich nicht vereinigen koͤnnen, ſo lange in ſeinem fruͤheren Ver! aͤltniſſe, 
bis die Regierung wider ihn entſchieden hat. Nur dann, wenn beſtimmte That⸗ 
ſachen vorliegen, wegen welcher nach H. 19. das Bürgerrecht: verfagt oder ent⸗ 
zogen werden muß, iſt der Magiſtrat die unmittelbare Mischler eines zeit⸗ 
herigen Buͤrgers anzuordnen verpflichtet. 
§. 65. Das ganze Wahlgeſchaͤft ſteht unter Leitung er Dahl abge⸗ 
ordneten Mitgliedes des Magiſtrats, als Wahlvorſtehers, welchem ein ü - 
aus der Mitte der Stadtverordneten beigegeben wird. , 
F. 66. Wenigſtens vierzehn Tage vor der Wahl; wird nr den Wahl⸗ 
vorſteher an die Bürger eine Liſte der Wählbaren vertheilt und Dam: der Watz 8 
tag und die Anzahl der zu Waͤhlenden bemerkt. 12 007 
ef: 67. Die Wahlverſammlungen werden an einem Engage gehalten, 
dene der Magiſtrat beſtimmt, und vier Wochen vorher, nach der im Orte 
gewöhnlichen Publikationsart, bekannt macht. Ihnen en ein: e Got⸗ 
> tes⸗ 
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tesdienſt mit beſonderer Geziehung auf das Wahlgeſchaͤft voran, welches imm 
ar nach vollendetem Gottesdienſte eröffnet wird. aut 

1.68. Im Wahltermine find alle Buͤrger, deren Buͤrgerrecht ar 
u, zu erſcheinen verpflichtet, wenn ſie nicht begruͤndete Entſchuldigungen fuͤr 
ſich haben. Die ausgebliebenen Buͤrger koͤnnen an der Wahl weder durch Be⸗ 
vollmächtigte „ noch durch ſchriftliche Abſtimmungen Theil nehmen, ſind aber an 
die Beſchluͤſſe der Anweſenden gebunden. Sollte Jemand ſo wenig Buͤrger⸗ 
ſinn beſitzen, daß er, ohne eine geſetzliche Entſchuldigung zu haben, wiederholentlich 
nicht erſchiene; ſo iſt die Stadtverordneten⸗Verſammlung befugt, ihn des 
Stimmrechts und der Theilnahme an der offentlichen Verwaltung ll au 
erklären, se auf gewiſſe Zeit davon auszuſchließen. 

F. 69. Bei jeder Wahlverſammlung werden? Diejenigen, welche ſich ein⸗ 
gefunden abe „ mit der Buͤrgerrolle verglichen. Sollte Jemand aus Irrthum 
erſchienen ſeyn, der nicht zu der Wahlverſammlung gehoͤrt, oder der nicht ſtimmfaͤ⸗ 
hig iſt, ſo wird er deshalb bedeutet und muß ſich entfernen. 


0. Der Wahlvorſteher und der ihm beigege hene Deputirte 758 Stadt⸗ 
verordneten, haben auf die Legalitat und Ordnungsmäßigkeit der Wahlbandlung 
zu ſehen; ‚bie, Richtigkeit der Abſtimmung durch Vergleichung d der abgegebenen 
Stimmen mit der Zahl der Anweſenden zu prüfen; die Namen der ohne guͤltige 
Entſchuldigung Ausgebliebenen im Protokolle zu verzeichnen, und darauf zu ſehen, 
daß das Protokoll richtig gefuͤhrt werde. 

Aus der Mitte einer jeden Wahlverſammlung, und Fer eine gleich nach 
deren Eröffnung, vorzunehmende Wahl werden dem Vorſteher drei Beiſitzer zu⸗ 
gegeben, welche die Protokolle mit zu unterzeichnen verpflichtet ſind. Von ihnen 
fuͤhrt der eine das Wegen und ſie alle Een die noͤthige Huͤlfe bei dem Wahl 
Gosen f 

) 71. Nach einer den Wählern zur Berathung über die Wahl einge⸗ 


Tame kurzen Friſt, werden ſo viele Wahlen veranſtaltet, als Stellen von 


dieſer Wahl⸗ Verſammlung zu beſetzen ſind, und zwar in der Art, daß jeder 


Wahlhand⸗ 
lung. 


Wähler einen verdeckten Stimmzettel mit dem Namen eines wählbaren Bürgers 5 


in den Wahlkaſten wirft. Derjenige, welcher die abſolute Stimmenmehrheit er⸗ 
halten hat, iſt als erwaͤhlt zu betrachten. Ergiebt ſich nicht ſogleich eine abſolute 
Mehrheit, ſo ſind Diejenigen, welche die meiſten Stimmen haben, auf eine engere 
Wahl zu bringen, welches Verfahren ſo lange fortzuſetzen iſt, bis die abſolute 
Mehrheit erreicht worden. Genauere Beſtimmungen hieruͤber ſind vor der 
Abſtimmung von dem in H. 70. angeordneten Wahlvorſteher⸗Amte nach See 
mehrheit feſtzuſetzen. d 
Wird auch durch wiederholte Verſuche eine abſolute Mehrheit nicht bewirkt, 
ſo geht bei gleicher eee der Angefeffene dem Amangejefiaien vor. Zwiſchen 
(No. 4281. D 2 Exwaͤhl⸗ 
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Erwaͤhlten aber, die beide zu der einen oder der andern Klaſſe gehören, entſcheidet 
das Loos. 222 BOEDBNSST IR TTRNRICOTNEIR EN 
F. 72. Die Wahl der Stellvertreter geſchieht nach denſelben Regeln, als 
die Wahl der Stadtverordneten. eie ee en 
H. 73. Wenn von den gewaͤhlten Stadtverordneten weniger als die Haͤlfte 
Grundbeſitzer ſind, ſo treten diejenigen Unangeſeſſenen, welche die wenigſten 
Stimmen gehabt haben, zuruͤck, und werden die erſten Stellvertreter. Die Wahl 
muß alsdann zur Ergaͤnzung der erforderlichen Anzahl der Grundbeſitzer in den 
Wahlverſammlungen, in welchen ſie erwaͤhlt worden waren, erneuert werden. 
Beſtätigung H. 74. Die Wahl⸗Protokolle werden dem Magiſtrate eingereicht, welcher 


Volmacht. F. 75. Die Stadtverordneten⸗Verſammlung erhält durch ihre Wahl 
det meter und das Geſetz die Vollmacht und die Verpflichtung, die Stadtgemeine nach 


ordneten. 


Vorſteher und F. 77. Wenn die Stadtverordneten⸗Verſammlung eingeſetzt iſt, fo waͤhlt 

5 ſie aus ihrer Mitte auf ein Jahr einen Vorſteher und einen Protokollfuͤhrer, und 

anderen Behinderungsfaͤllen, im Auftrage des Vorſtehers oder auf Anordnung 

des Magiſtrats, ſein Amt verwalten darf. a el ROBERT 

Pflichten des F. 78. Der Vorſteher iſt berechtigt und verpflichtet, die nöthigen Ver⸗ 

Vorſtehers. ſammlungen zu berufen, alle der Verſammlung vorgelegte Angelegenheiten binnen 

der vorgeſchriebenen Friſt, entweder ſelbſt oder durch einen aus der Verſammlung 

zu ernennenden Referenten zum Vortrage zu befoͤrdern, nach Vorſchrift der beige⸗ 

fuͤgten Inſtruktion uͤber die Ordnungsmaͤßigkeit der Berathung und Beſchlußnahme 

und der Protokollfuͤhrung zu wachen, und dem Magiſtrate das Protokoll einzureichen. 

In ſofern der Magiſtrat und die Stadtverordneten⸗Verſammlung daruͤber 

einverſtanden ſind, daß der Vorſteher ſeine Stelle ohne Nachtheil fuͤr die Geſchaͤfte 

nicht laͤnger verſehen kann, oder wenn bei verſchiedenen Meinungen die Regierung 

für dieſe Anſicht entſcheidet, ſo iſt derſelbe feine Stelle zu jeder Zeit niederzulegen 
gehalten ur d e e Fanz rt Sr 

181 75 Weg. d 


—— 


— 21 — 


F. 79. Die Stabtvekordneten⸗Verſammlung kann und darf, ohne dann in 
ordnungsmdßig dan Worficher ober in Falle des g. 77. von deſen Stellsetreger ze dale. 


berufen zu ſeyn, nicht zuſammen kommen, auch nur in feiner Gegenwart berathen 


und Beſchluͤſſe faſſen, zu deren Guͤltigkeit es erforderlich iſt, daß wenigſtens zwei 
Drittel ihrer Mitglieder gegenwaͤrtig ſind. Sie faßt ihre Beſchluͤſſe nach Stimmen⸗ 
mehrheit, und bei gleichen Stimmen giebt die Stimme des Vorſtehers den Ausſchlag. 

Iſt von einem Rechte oder gon einer Verpflichtung gegen die Stadtgemeine 
die Rede, bei welchen das Intereſſe eines oder mehrerer Stadtverordneten mit 
dem Intereſſe der Stadtgemeine im Widerſpruche ſteht, fo müffen: die perſoͤnlich 
betheiligten Stadtverordneten die Verſammlung verlaſſen, und der Vorſteher 
beruft ſtatt ihrer deren Stellvertreter. Tritt dieſer Fall bei einer ſolchen Zahl 
von Stadtverordneten ein, daß eine beſchlußfaͤhige Verſammlung von unbethei⸗ 


ligten Stadtverordneten und Stellvertretern nicht zuſammen berufen werden kann, 


ſo iſt der Magiſtrat verpflichtet, ſolches der vorgeſetzten Regierung zu berichten, 
welche vermoͤge des ihr zuſtehenden Oberaufſichtsrechts die Nechte der Stadtge⸗ 
meine beruͤckſichtigt, und ihr einen Rechtsanwalt beſtellt. Im 0 
. 80. Bei der Unterſchrift und in dem Siegel führt die Stadtverordne⸗ 
33 Stadtverordnete zu N. . 
Alle Ausfertigungen ſind ohne Unterſchied koſtenfrei, und werden eben ſowohl als 
die Protokolle, von dem Vorſteher, dem Protokollfuͤhrer und vier andern Mit⸗ 
gliedern unterzeichnet. 5 f RER 
§. 81. Den Stadtverordneten iſt es nicht erlaubt, irgend eine Vergel⸗ 
tung für die Ausübung ihres Berufs anzunehmen. Nur baare Auslagen konnen 


ert e sm rt 
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ihnen erſtattet werden. . 8 

H. 82. Der Vorſteher, und naͤchſt ihm die Verſammlung ſelbſt, ſo wie 
die einzelnen Stadtverordneten, find der Gemeine für den ihr zugefuͤgten Nach⸗ 
theil verantwortlich, wenn ſie ſich der Abſtimmung entziehen, wenn ſie durch 
Ordnungswidrigkeit die Beſchlußnahme verhindern, oder die Beſchluͤſſe vereiteln, 


oder ſich ungebuͤhrlicherweiſe in die Ausfuhrung miſchen. "Dagegen find fie fuͤr 


den Inhalt ihrer Beſchluͤſſe nur dann verantwortlich, wenn ſie wider beſſeres 
Wiſſen, alſo in unredlicher Abſicht, verfahren haben. 

Ergiebt ſich eine ſolche Bertretungs⸗ Verbindlichkeit der Verſammlung ‚fo 
hat die Regierung auf Antrag des Magiftrats, einen Anwalt zu beſtellen, welcher 


im Namen der Stadt den Prozeß zu fuͤhren hat. Auch einzelne Mitglieder 


Anſpruch genommen werden. . ee 

55 H. 83. Sollte eine Stadtverordneten⸗Verſammlung fortwaͤhrend ihre 
Pflichten vernachlaͤſſigen und in Unordnung und Partheiung verfallen; ſo werden 
(No. 4284.) ö Wir 


koͤnnen wegen ſolcher Verbindlichkeiten durch Gemeine ⸗Beſchluß in rechtlichen 


Unterſchrift 


und Siegel. d 


Unentgeltliche 
Geſchaͤfts⸗ 
fuͤhrung. 


Verantwort⸗ 
lichkeit. 


Auflöͤſung. 


= ua 


5 Wir ſie nach genauer Unterſuchung. aufloͤſen, die Bildung einer neuen Verſamm⸗ 
lug nach Befinden wieder anordnen, m ‚und die Schuldigen auf gewiſſe Zeit oder 
auf immer fuͤr unfaͤhig zu einer neuen Wahl erklaren, Außerdem bleibt in RAU 
en Fallen die FAIRE Rüge, vorbehalten, er 1 


Arts Sit 8 x 


— 


E ESOREEN, b it. VII. i = 
Von dem Magiſtrate und den, Unterbeamten Befferben. 
Magistrat. F. 84. Jeder Stadt ſoll als deren Obrigtelt ein Magiſtrat vorgeſeht 


Kon welcher in einer doppelten Beziehung ſteht: 
gaz) als Verwalter der Gemeine⸗ „Angelegenheiten; 8 
% b) als Organ der Staatsgewalt. *** 
Mehr als ein Magiſtrat foll im Stadtbezirke nicht beſtehen. de 
Beſtandtheile. H. 85. Der Magiſtrat bildet ein Kollegium und beſteht: ce 

a) aus einem Bürgermeiſter, oder in den größeren. beſonders von Uns zu be⸗ 
ſtimmenden Staͤdten, einem Ober⸗Buͤrgermeiſter, welchem ein Buͤrgermeiſter 
als Stellvertreter und Gehuͤlfe beigegeben werden kann; 

b) aus drei oder mehreren andern Magiſtratsmitgliedern, welche theils beſol⸗ 
det, theils unbeſoldet ſeyn koͤnnen. Das Statut ſoll die Anzahl der Mit⸗ 
glieder uͤberhaupt, und die der beſoldeten insbeſondere, beſtimmen. 

Persönliche F. 86. Alle Mitglieder des Magiſtrats muͤſſen das Bürgerrecht vor dem 
Erforderufe: Antritte ihres Amtes erworben haben. Der Eintritt in den Magiſtrat wird durch 
> tee Verwandtſchaft oder Schwaͤgerſchaft der drei erſten Grade mit ſchon vorhande⸗ 

glieder; nen Magiſtratsmitgliedern verhindert; jedoch kann die ‚Regierung von biefem 
Hinderniſſe dispenſiren. 8 
Beſondere Rrbidgkitgen. der Fähigkeit kann noch, aufıben das Statut. 

beſtimmen. 

b) der unbe⸗ 9 87 Unbeſoldete Mitglieder e ER Eigenfchaften haben 
ſoldeten; welche für die Stadtverordneten in den Hö. 56. bis 60. vorgeſchrieben ſind. 
0 der beſol⸗ §. 88. Wenn beſoldete Magiſtratsmitglieder ein Gewerbe oder ein an⸗ a 
deten; deres öffentliches Geſchaͤft vor ihrem Eintritte betrieben haben, oder wahrend“ 
ihres Amtes uͤbernehmen wollen, ſo hat die Regierung uber die Vereinbarkeit 
jener Beſchäftigung mit der Stelle im Magiſtrate zu entſcheiden, und das Mini⸗ 

ſterium des Innern foll deshalb allgemeine Inſtruktionen erlaſſen. 


Arie 871 


d) der Vor⸗ §. 89. Zu den Stellen der Buͤrgermeiſter oder Ober⸗ Biirgermeifler ſind 
ſitzenden. nur Diejenigen faͤhig, welche fich zur. chriftlichen Religion bekennen. 
Ernennung $. 90. Die Buͤrgermeiſter und andere Magiſtratsmitglieder werden in der 


efientemnite Stadtverordneten-Verſammlung durch abfolute Stimmenmehrheit der gegenwaͤr⸗ 


baut über tigen Stadtverordneten erwaͤhlt. Der Vorſteher leitet das Wahlgeſchaͤft, wozu 
a) tg ihm zwei Gehuͤlfen durch Wahl der Verſammlung beigegeben werden. Jeder 
u ahl⸗ | „Stadt⸗ 


\ 


einzuführen und nach anliegender Eidesformel in Eid und Pflicht zu nehmen. 
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Stadtverordnete wirft einen verdeckten Stimmzettel, worauf nur der Name der zu 
waͤhlenden Perſon ſteht, in ein Wahlgefaͤß; der Vorſteher mit ſeinen Gehuͤlfen 
ſammelt die Stimmzettel und traͤgt die Namen in eine Wahlliſte ein. Ergiebt ſich 
nicht fogleich eine abſolute Mehrheit, ſo ſind diejenigen, welche die meiſten Stim⸗ 
men haben, auf eine engere Wahl zu bringen, und dies Verfahren iſt ſo lange 
fortzuſetzen, bis die abſolute Mehrheit erreicht iſt. Wird durch wiederholte Ver: 
ſuche eine abſolute Mehrheit nicht erreicht, ſo waͤhlt unter den beiden letzten Kan⸗ 
didaten die Regierung 1 mm a 
Dieſe Wahlform iſt, bei gleichzeitiger Erledigung mehrerer Stellen, fuͤr 
jede Stelle beſonders zu beobachten 7 
F. 91. Die Buͤrgermeiſter und uͤbrigen beſoldeten Mitglieder werden auf b) Dauer des 
zwoͤlf Jahre, die unbeſoldeten auf ſechs Jahre erwaͤhlt. Aus beſonderen Gruͤnden Amtes; 
ſoll auch eine Wahl auf Lebenszeit zulaͤſſig ſeyn, wozu jedoch außer dem Befchluffe 
der Stadtverordneten-Verſammlung auch die Zuſtimmung des Magiſtrats und der 
Regierung erfordert wird. i ee den 

FH. 92. Bei Erledigungen durch Ablauf der Dienſtzeit Dürfen die Wahlen der ) zeit der 
neuen Magiſtratsmitglieder in der Regel nicht fruͤher als ein Jahr, und nicht Wahl; 
ſpaͤter als ſechs Monate vor dem Ablaufe vorgenommen werden. Ein Jahr vor f 
dem Ablaufe muß der Magiſtrat die Stadtverordneten⸗Verſammlung auffordern, 
binnen ſechs Monaten die Wahl vorzunehmen. Jedoch ſollen die Regierungen bei 
eintretenden beſondern Umſtaͤnden fruͤhere Wahlen zu erlauben befugt ſeyn. 

Bei außerordentlichen Erledigungsfaͤllen iſt die neue Wahl jedesmal ſofort 
zu veranlaſſen. % e ee | ah hip en ene 

H. 93. Die Regierung hat die gewählten Buͤrgermeiſter und uͤbrigen J Betäti- 

Magiſtratsmitglieder zu beſtätigen. Sie iſt berechtigt, ſich von der Faͤhigkeit und gung. 
Wuͤrdigkeit der Kandidaten durch Prüfung oder auf andere angemeſſene Art zu uͤber⸗ 
zeugen, und, wenn ungeeignete gewaͤhlt worden, eine neue Wahl anzuordnen. 

Wird durch unangemeſſene Vorſchlaͤge oder durch andere Linftände die Be⸗ 
ſetzung einer Stelle verzoͤgert, ſo iſt die Regierung berechtigt, ſolche einſtweilen auf 
Koſten der Stadt kommiſſariſch verwalten zu laſſ mn oma 

FH. 94. Bei Erledigung der Stelle eines Ober⸗Buͤrgermeiſters haben die den Den 
Stadtverordneten, auf die im H. 90. beſtimmte Art, drei Kandidaten zu waͤhlen, 1 


ers insbeſon⸗ 


aus welchen Wir Uns die Auswahl Selbſt vorbehalten BE 919 
H. 95. Die Magiſtratsmitglieder ſind nach erfolgter Beſtaͤtigung feierlich Ense heine 
1 und Eid. 


F. 96. Die außer den Magiſtratsmitgliedern zum Dienſte der Stadt Unterbenmte; 
erforderlichen Beamten und Diener ſetzt der Magiſtrat auf Lebenszeit, die zu bloß allgemeine: 
mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmten aber auf Kuͤndigung an. 

Bei der Anſtellung hat der Magiſtrat die jetzt beſtehenden und kuͤnftig zu 
erlaſſenden Verordnungen wegen Verſorgung der Invaliden zu befolgen, und ſich 
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ſteher.) 


Beſoldungen. 


Penſion. 
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wegen der Entlaſſung der auf Kündigung. Angestellten nach denjenigen Vorſchriften 


zu achten, welche fuͤr Unſere unmittelbaren Behoͤrden in dieſem Falle gelten. 
Vor jeder Anſtellung hat er aber die Stadtverordneten⸗Verſammlung uͤber 
die Wuͤrdigkeit der anzuſtellenden Perſonen zu hoͤre n. 
H. 97. Wo es der Umfang der Stadt noͤthig macht, wird fuͤr jeden ein⸗ 
zelnen Stadttheil von der Stadtverordneten⸗Verſammlung ein beſonderer Bezirks⸗ 
vorſteher gewählt, welcher in dieſem Stadttheile Hauseigenthuͤmer ſeyn muß, und 
ſein Geſchaͤft unentgeldlich verrichtet. Der Magiſtrat hat ihn zu beſtaͤtigen. Das 
Amt deſſelben dauert ſechs Jahre; er kann es jedoch ſchon nach drei Jahren nieder⸗ 
legen. Fuͤr den Fall einer Verhinderung wird zugleich ein in demſelben Stadttheile 
angeſeſſener Stellvertreter erwaͤhlt. Das Statut hat die Anzahl der Bezirks⸗ 
Vorſteher und die Begraͤnzung der ihnen untergebenen Stadttheile zu beſtimmen. 
Der Bezirksvorsteher bildet eine Unterbehoͤrde des Magiſtrats fuͤr alle Ge⸗ 
ſchaͤfte, welche blos oͤrtliche Gegenſtaͤnde, z. B. Straßenpflaſter, Brunnen, Er⸗ 
leuchtung, Loͤſchanſtalten u. |. w. betreffen. In Beziehung auf dieſe Gegenſtaͤnde 
hat er Aufſicht zu führen, Anzeigen zu machen, und die ihm vom Magiſtrate gege⸗ 
benen Aufträge und Anweiſungen zu vollziehen. 5 En 
§. 98. Der Normal- Etat aller Beſoldungen wird von dem Magiſtrate 
entworfen, und von der Stadtverordneten⸗Verſammlung vorläufig feſtgeſtellt, 
welche verpflichtet iſt, diejenigen Beſoldungen zu bewilligen, die zu einer ordentli⸗ 
chen und zweckmaͤßigen Verwaltung noͤthig find, worauf der Etat der Regierung 
zur Prüfung und Beſtaͤtigung einzureichen iſt. Dieſe Prüfung fi oll auf Verhuͤtung 
ſowohl unzulaͤnglicher als uͤbermaͤßiger Beſoldungen gerichtet ſennn. 
Sollten demnaͤchſt Gruͤnde eintreten, entweder den Etat bleibend zu andern, 
oder in einzelnen Faͤllen davon abzuweichen, ſo iſt der Antrag dazu der Regierung 
zur Genehmigung einzureichen ads a In? na mn ic 8 
„F. 99. Die beſoldeten Magiſtratsmitglieder, welche nicht wieder gewaͤhlt 
oder nicht wieder beſtaͤtigt werden, haben Anſpruch auf Penſion. Dieſer Anſpruch 
tritt auch für diejenigen Magiſtratsmitglieder und auf Lebenszeit angeſetzten Beamten 
und Diener ein, welche nach wenigſtens zwölfjähriger Dienſtzeit auf irgend eine 


Weiſe dienſtuntuͤchtig werden, es moͤge nun der Antrag von dem Beamten ſelbſt, 
oder von den ſtaͤdtiſchen Behoͤrden, oder von der Regierung ausgehen. Wenn nicht 


eine beſondere Verabredung getroffen iſt, betragen die Penſionen nach zwolfjaͤhriger 


Dienſtzeit, die Haͤlfte des Dienſteinkommens, und nach vier und zwanzigjaͤhriger 


zwei Drittel deſſelben. Die Penſionen werden aus der Stadtkaſſe bezahlt. 


H. 100. Soll ein Stadtbeamter wegen mangelhafter Dienſtfuͤhrung oder 
moraliſcher Gebrechen, es ſey auf Antrag der Stadtbehoͤrden oder der Regierung 
unfreiwillig penſionirt werden/ ſo iſt ihm dieſe Abſicht nebſt der Hoͤhe der zu 
bewilligenden Penſion von der vorgeſetzten Behörde bekannt zu machen. Erhebt 
er Widerſpruch, ſo ſind die Beſchwerdepunkte aufzuſetzen und der Angeſchuldigte 
Darüber zu vernehmen. Bei Subalternen leitet der Magiſtrat dieſes Verfahren 

| ein, 


a 


ein, bei Magiftratsinitgliedern: die Regierung, durch welche in beiden Fallen die 
Verhandlungen an das Miniſterium des Innern gelangen, worauf 1 den über: 
Staatsbeamte beſtehenden Grundſaͤtzen zu entſcheiden iſt. f sr 
H. 104. Die Penſi ionen fallen ganz oder zum Theil weg, oder ruhe 
wenn der Penſionirte ein anderes Staats- oder Gemeineamt annimmt, welches 
ihn für, fein Dienſteinkommen ganz oder unter Zulegung eines Theils der Penſion 
entſchaͤdigt. Zur Annahme anderer beſoldeter Stadtaͤmter find aber Penſionaire 
nur verbunden, wenn ſie dem fruͤheren Dienſtverhaͤltniſſe gleich oder ahnlich ſind. 
F. 102. Verbrechen haben den Verluſt der Penſion nach den in Unſerer 
Verordnung vom 21ſten Mai 1825. feſtgeſtellten Grundſaͤtzen zur Folge. 2 . 
H. 103. Wegen Suspenſi ion, Entfegung und unfreiwilliger Entlaſſung Susyenfion 
der Stadtbeamten gelten im Allgemeinen die in Hinſicht der Staatsdiener N 
henden Grundſaͤtze. Bei einem Magiſtratsmitgliede hat die Regierung, bei einem N 
Unterbeamten aber der Magiſtrat die Vernehmung des Betheiligten zu bewirken, 
und das Staatsminiſterium uͤber die Entlaſſung zu entſcheiden, bei dem Ober⸗ 
Buͤrgermeiſter aber an Uns zu berichten. Durch daſſelbe Verfahren ſoll bei allen 
das Buͤrgerrecht vorausſetzenden Aemtern die Eutlaſſung veranlaßt werden, wenn 
das Buͤrgerrecht verloren wird; im Fall des zubenben; Bungee aber nach 
Umſtaͤnden uͤber die Suspenſion verfuͤgt werden. d 
F. 104. Sn feiner Eigenſchaft als ale: der ſtädtiſchen Angelegen⸗ Amteverbalt⸗ 
heiten ($. 84.) führt der Magiſtrat die geſammte Verwaltung derſelben, und es "Mille des Ma⸗ 
ſind ihm in dieſer Hinſicht untergeben und zum Gehorſam verpflichtet: ſowohl 5 a 
alle einzelne Mitglieder der Gemeine, als auch alle zu öffentlichen. Zwecken am behörde; 
Orte beſtehende ſtaͤdtiſche Behörden, imgleichen ſtaͤdtiſche Korporationen und Stif⸗ 
tungen, mit den durch ihre Statuten etwa begruͤndeten Modifikationen. 
$ 105. Als Organ der Staatsgewalt (F. 84.) iſt der Magiſtrat fo y) als Staats- 
berechtigt als verpflichtet, nicht nur darauf zu ſehen, daß uͤberall die beſtehenden behoͤrde. 
Landesgeſetze und Vorſchriften gehoͤrig beobachtet werden, ſo weit fuͤr dieſen 
Zweck nicht beſondere Behoͤrden beſtellt ſind, ſondern auch die Auftraͤge, welche 
ihm in Landes- Angelegenheiten von den Staatsbehoͤrden im Umkreiſe der Stadt 
gemacht werden, zu uͤbernehmen und ſorgfaͤltig auszufuͤhren. Er ſteht in dieſer 
Hinſicht ganz unabhaͤngig von der Stadtgemeine, iſt blos den betreffenden Staats⸗ 
Behörden untergeordnet, und die Stadtverordneten⸗Verſammlung iſt gleich allen 
uͤbrigen Einwohnern ihm Folge zu leiſten ſchuldig. 
9. 106. Der Magiſtrat verhandelt in kollegialiſcher Form, und 185 Be⸗ Gefchäfts 
fehläfte, werben. nach Stimmenmehrheit der jedesmal gegenwaͤrtigen Mitglieder form. 
gefaßt. Bei gleichen Stimmen entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. ; 
- In der. Berathung von kirchlichen und Schul= Angelegenheiten koͤnnen nur 
ſolche Mitglieder Theil nehmen, welche ſich zur ehriſtlichen Religion bekennen. 
$. 107. Der Magiſtrat iſt die einzige aus fuͤhrende Behoͤrde; es koͤnnen Ausführende 
aber zur Verwaltung einzelner Geſchaͤftszweige in jeder . nach den oͤrtlichen Gewalt 
(No. 1281.) E - Ver⸗ 
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Verhaͤltniſſen und unter Genehmigung der Regierung, Deputationen und Kom⸗ 
miſſionen gebildet werden, wobei die Regierung verpflichtet iſt, die Beibehaltung 
ſolcher Einrichtungen, welche aus den beſondern Verhaͤltniſſen der Staͤdte hervor⸗ 
gegangen, und in denſelben herkoͤmmlich ſind, in ſofern ſie nur 1 
Ordnung nicht zuwiderlaufen, moͤglichſt zu beguͤnſtigen. ms 
Haben ſolche Deputationen und Kommiſſionen eine bleibende Beſtiümnung, 
ſo iſt es dem Statute vorbehalten, zu verfügen, uͤber welche Geſchaͤftszweige fie 
angeordnet, und wie ſie gebildet werden ſollen. Haben ſie aber nur voruͤberge⸗ 
hende Auftraͤge zum Gegenſtande, ſo ſteht ihre ee e und Zuſammenſetzung 
lebiglich. dem Magiſtrate zu. f 
Stadtverordnete können ſowohl zu den bleibenden als vorübergehenden 


. Deputationen und Kommiſſionen ernannt werden, J. Toren Nagifrat und Stadt⸗ 


Amtsverhaͤlts? 


niſſe der Buͤr⸗ 

germeiſter und 
Ober- Buͤr⸗ 
germeiſter. 


Polizeigewalt. 


verordneten ⸗Verſammlung hieruͤber einverſtanden find. 
Alle ſolche Deputationen und Kommiſſit onen ſi ud jedoch nur als im Auf⸗ 
trage des Magiſtrats beſtehend und als ihm untergeordnet zu betrachten. 
$. 108. Der Vorſitzende im Magiſtrate haet 
a) die Aufſicht und Leitung des ganzen Geſchaftsganges bei der ſtadliſchen 
Verwaltung. 
b) Er iſt befugt, Beſchluͤſſe des Magiſtrats „welche er für geſetzwidrig oder 
gemeinſchaͤdlich hält, auf feine Verantwortlichkeit zu ſuspendiren, jedoch 
verpflichtet, alsdann ſogleich an die Regierung ke zu berichten. 
c) Ihm inſonderheit liegt es ob, darauf zu ſehen, daß der Magiſtrat feinen 
8 Verpflichtungen als Staatsbehöͤrde gebuͤhrend nachkomme. u 
d) In allen Fallen, in welchen Gefahr im Verzuge ift, hat er das Erforder⸗ 
liche zur Abwendung der Gefahr ſofort vorzukehren. f 
e) Zu Erhaltung der noͤthigen Diseiplin ſteht dem Vorſitzenden das Recht zu, 
den Magiſtrats⸗ ⸗Unterbeamten Geldbußen oder Gefaͤngnißſtrafen bis zu 
aʒacht Tagen aufzulegen. Ordnungsſtrafen gegen die Magiſtratsmitglieder 
hat die Regierung auf Antrag des Vorſitzenden feſtzuſtellen. 
§. 109. In ſofern Wir es nicht für noͤthig erachten, beſondere Polizei⸗ 
Behörden zu beſtellen, iſt der Magiſtrat, und insbeſondere der Buͤrgermeiſter 
oder Ober⸗Buͤrgermeiſter, oder dasjenige andere Magiſtratsmitglied, welches 
damit etwa ſpeclell beauftragt werden möchte, verbunden, auch die Polizeiver⸗ 
waltung in dem Stadtbezirke zu uͤbernehmen. Er handelt dabei aber blos im 
Auftrage der vorgeſetzten Regierung, unabhaͤngig von ſeinem Verhaͤltniſſe als 
Gemeinevorſteher. Aber auch da, wo beſondere Polizeibehoͤrden angeordnet ſind, 
oder ein einzelnes Magiſtratsmitglied mit der Polizeiverwaltung beauftragt worden, 
hat der Magiſtrat und inſonderheit der Vorſteher deſſelben, die Polizeibehoͤrde zu 
unterſtuͤtzen, und die noͤthige Huͤlfe derſelben zu leiſten, damit Aber die geſetz⸗ 
pe nung, Ruhe und Sicherheit erhalten. werde. 
Tit. VIII. 
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Den dem Sergärseihhtihife Des ee und der 
Stadtverordneten⸗ „Verſammlung. 


8. 110. Wenn in den Stadtangelegenheiten nicht blos die Gesche o. oder Einleitung. 
ſchon gefaßten Beſchluͤſſe auszuführen, ſondern neue Beſchluͤſſe zu faſſen find, ſo 
gehen zwar auch dieſe in der Regel zunaͤchſt von dem Magiſtrate als Stadtobrig⸗ 
keit aus. Jedoch ſoll dabei die Entſcheidung, 5 e 88 Faͤlle, 
abhängig fRyn ;; ö 
entweder von dem Magiſtrate allein; 
oder von der Stadtverordneten⸗Verſammlung allein; 
oder von der Einſtimmung beider Stadtbehoͤrden; 
oder von dieſer Einſtimmung und der hinzutretenden Genehmigung der 
Staatsbehoͤrden. 
$. 111. Wenn der Magiſtrat es nothwendig findet, die Stadtverordneten Verhandlung 
von den Gruͤnden eines an ſie gelangten Vorſchlags, und von den dabei zu be⸗ en er 
obachtenden Ruͤckſichten naher zu unterrichten; fo iſt ihm geſtattet, eines oder f 
einige ſeiner Mitglieder zum Vortrage der Angelegenheit in die Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung abzuordnen. DR: Abgesrbnsten ‚müffen: ſich jedoch vor der Ab⸗ 
ſtimmung wieder entfernen. e 
Auf gleiche Weiſe durfen die Glass erordneten bei Uebergabe ihrer Beſchluſſe 
und zu deren Erlaͤuterung, oder auch zu Vorbereitung derſelben, eins oder einige 
ihrer Mitglieder in die Magiſtratsverſammlung abordnen. 
§. 112. Ein Gutachten der Stadtverordneten-Verſammlung hat der Entröcdum 
Magiſtrat bei allen Angelegenheiten einzuholen, in welchen es auf Erfüllung von 
Pflichten gegen den Staat, gegen Inſtitute und gegen Privatperſonen ankommt, 
wobei örtliche Verhaͤltniſſe Einfluß haben, z. B. bei der Anlage und Unterhaltung 
von Polizei⸗Anſtalten, oder Armen-Inſtituten, bei den Angelegenheiten der Kirche, 
Schulen, frommen Stiftungen u. ſ. w. Dieſes Gutachten bindet den Magiſtrat 
uͤberhaupt nicht, und insbeſondere hat die Stadt alles dasjenige, was nach den 
Feſtſetzungen der Staatsbehoͤrden erforderlich iſt, ohne Weiteres zu leiſten. N 
§. 113. Wenn der Magiſtrat irgend einen andern Gegenſtand, worin Ausnahme. 
ihm die Entſcheidung zuſteht, freiwillig der Stadtverordneten⸗ ⸗Verſammlung vor⸗ 
legt, ſo iſt er an deren Beſchluß gebunden. 
$. 114. Die Beſchlußnahme der Stadtverordneten ⸗Verſammlung hat Eniſcheldung 
der Magiſtrat in den Angelegenheiten, welche ſich lediglich auf den innern Haus⸗ 5 anne 
halt der Gemeine beziehen, zu veranlaſſen. Dahin gehoͤrt: 8 f Wa 
1) Feſtſetzung des Haushalts-Etats; f = 
2) Verpachtung oder Verwaltung von Grundſtuͤcken; 
3) Verpfaͤndung von Grundſtuͤcken; 
4) Meliorationen von Grundſtuͤcken; 5 2 
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BL, 
5) Anftellung von Prozeſſen und Abſchließung von Vergleichen uͤber Gerechte 
ſame der Stadt oder uͤber die Subſtanz des Gemeinevermoͤgens; 
6) Vertraͤge, die außer den Grenzen des Haushalts: ⸗Etats liegen; 
m ähnliche außerordentliche Geldbewilligungen, als Neubauten, Horde, 
turen u. ſ. w., die den Haushalts⸗Etat uͤberſteigen. 
1 In vorbenannten Faͤllen iſt die Beſchlußnahme der Stadtderordnkteh⸗ Merz 
atrinking; wenn fie nicht den beſtehenden u. eV in der 11 
bindend fuͤr den Magiſtrat. 

Ausnahme. $. 115. Wenn jedoch der Magistrat die Waherengad g harz daß ein Ber 
ſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung in Angelegenheiten dieſer Art dem 
Gemeinwohle nachtheilig werden wuͤrde, ſo ſoll derſelbe die Beſtaͤtigung verſagen, 
und, wenn er keine Vereinigung mit den Stadtverordneten bewirken kann (F. 111.), 
daruͤber an die Regierung berichten, welcher die Entſcheidung zuſteht, ob der 
Widerſpruch des Magiſtrats begruͤndet iſt oder nicht. Die Regierung ſoll in der 
Regel, ehe ſie entſcheidet, durch einen Kommiſſarius eine Vereinigung zwiſchen 

dem Magiſtrate und der Stadtverordneten⸗Verſammlung verſuchen. Der Kom⸗ 
miſſarius kann nach ſeinem Dafuͤrhalten Magiſtrat und Stadtverordnete, unter 
Zuziehung einer Anzahl von ihm zu berufender achtbaren Einwohner, verſammeln, 
und wenn er auch auf dieſem Wege keine Einigung bewirken kann, ſowohl von 
der Majorität der ſo zuſammengeſetzten Verſammlung „als auch von der Minori⸗ 
taͤt, ein beſonderes Gutachten erfordern, welches er ſeinem Berichte an die Regie⸗ 
rung beilegen muß. Hierauf entſcheidet die Regierung uͤber die ſtreitige Frage. 

Entſcheidung §. 116. Der Magiſtrat ſowohl, als auch die Stadtverordneten-Ver⸗ 

durch Ueber- ſammlung, kann auf Einführung neuer und Aufhebung oder Abaͤnderung 

einſtimmung. beſtehender Einrichtungen antragen. Wenn beide Behoͤrden einverſtanden find, 
kann der Magiſtrat dergleichen Einrichtungen fofort ausführen, in ſofern ſie nicht 
den Geſetzen zuwider oder an höhere Genehmigung gebunden ſind. Bei nicht 
erfolgtem Einverſtaͤndniſſe iſt die Sache nach den oben r Grund⸗ 
fägen: zur Entſcheidung zu bringen (F. 145.) 

Entſcheidung H. 117. Zur freiwilligen Veraͤußerung ſediiſcher al und Rent 

mit Genehmis Berechtigungen iſt erforderlich: 

S ER A; Einverftändniß zwiſchen Magiſtrat und Stabtserorbneing | 

hörden: B. Genehmigung der Regierung; 

n C. öffentliche Lieitation auf den Grund einer Tore. | 

8 Gemen a0 Gültigkeit der Lieitation aber gehört: - a 

5 1) ein oͤffentlicher bis zum Termine aushaͤngender Anschlag, 

2) einmalige Bekanntmachung durch die Amtsblaͤtter der Regierung, und 

durch die öffentlichen Blaͤtter des Orts und des Kreiſes; e 

3) eine Friſt von ſechs Wochen von der . bis 2 Leeita⸗ 

tions⸗-Termine; 

4) Abhaltungs des Lieitations⸗ Termins durch eine Juſtiz⸗ oder Maga. 

Perſon. : Por 


— en 3 > 


Vor Erlaſſung der Bekanntmachung iſt an die Regierung zu berichten welche f 


ſich uͤberzeugen muß, ob ausreichende Gruͤnde zu der vorgeſchlagenen Maaßregel 


vorhanden ſind, und das Weitere zu verfügen hat. ft: ber der Lieitation de 
Taxe nicht erreicht worden, ſo hat der Magiſtrat unter Einreichung der Verhand⸗ 3 


lungen an die Regierung zu berichten, welche uͤber den Zuſchlag entſcheidet. In 


beſonderen Faͤllen kann die Regierung bei Uebereinſimmung beider Stadtbehoͤrden 5 8 
auch den Verkauf aus freier Hand geſtatten, ſobald ſie ſich überzeugt, daß dee 


Vortheil der Gemeine dadurch gefordert oder ſolche doch nicht benachtheiliget wird. 


Der Beſitztitel kann fuͤr den Erwerber eines Gemeine⸗Grundſtüͤcks nur 


dann berichtigt werden, wenn die Beobachtung dieſer Vorſchriften nachgewieſen iſt. 
F. 118. Zu Gemeinheitstheilungen ſtaͤdtiſchet Grundſtücke und Real⸗ 
Berechtigungen it die Erklarung beider Stadtbehörden und die Genehmigung der 


Regierung noͤthig, welche Zu pruͤfen hat, ob nicht wirkliches Gemeinevermögen 5 
(. 31. u. 32.) dadurch in Privatoermögen uͤbergehe, welches zu verhindern iſt. 


$. 119. Zur Veraͤußerung von wiſſenſchaftlichen und, Kunſtſammlungen, 
imgleichen von Archiven, iſt außer dem Einverſtaͤndniſſe des Magiſtrats und der 
Stadtverordneten⸗ Verſammlung die ee , s, allen.) des J nern 
2 re 1 

H. 120. Zur Aufnahme n euer ihen, und gun ae von u Grund⸗ 
ſtücken, iſt ebenfalls das Cinverſtendniß des agiſtrats und der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung, ſo wie die Genehmigung der Regierung erforderlich. Die Geneh⸗ 
migung zu neuen Anleihen hat die Regierung nur dann zu ertheilen, wenn fuͤr 
einen ſichern Zins- und Tilgungsfonds geſorgt iſt. Auch Prolongationen ſolcher 
Anleihen und Abweichungen von dem genehmigten lgungörlane ſind an We 
Einwilligung ber. Regierung gebunden, 

$. 121. Auch die Einführung. von Gemeneauiigepn erfordert die 1 
einſtimmung beider Stadtbehoͤrden und die Genehmigung der vorgeſetzten Staats⸗ 
Behoͤrden. Sie iſt uberhaupt nur zulaͤſſig, wenn die Einkuͤnfte aus dem 
Vermoͤgen der Stadt zur Deckung der Gemeinebeduͤrfniſſe nicht ausreichen. Ferner 
ſind ſolche Auflagen nie zulaͤſſig, ſo lange noch ein Gemeinevermoͤgen vorhanden 
iſt, deſſen Ertrag von den einzelnen Einwohnern, oder einem Theile derſelben 
bezogen wird (H. 32.); vielmehr ſoll dieſer Ertrag zu dem ut ver⸗ 
wendet werden, bevor zur Beſteuerung geſchritten werden darf. 


b) Gemein⸗ 


heitstheilun⸗ 


gen. 


o) Veraͤuße⸗ 
rung von 
Sammlun⸗ 
gen. 


d) Anleihen 

und Ankauf 

von Grund⸗ 
ſtuͤcken. 


e) Auflagen. 


H. 122. Fuͤr den Fall der Beſteuerung (H. 121.) ſoll eine . : 


Inſtruktion bestimmen, zu welchen landesherrlichen Steuern Gemeinezuſchlaͤge 
zuläffig ſind, und in wiefern zu deren Veranlagung die Genehmigung der Regie 
rungen oder der Minifterien des Innern und der Finanzen erforderlich iſt. Der 
Zuſtimmung der letztern bedarf es zu allen bereits beſtehenden oder erſt einzu⸗ 
fuͤhrenden Auflagen, welche nach einem andern Vertheilungsmaaßſtabe als dem 
der Staatsſteuern aufgebracht werden, wenn die Erlaubniß zu deren Erhebung 
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1 i — 30 a i 
nicht ſchon ſeit Bekanntmachung des Geſetzes uͤber die Einrichtung des Abgaben: 
weſens vom 30ſten Mai 1820. ausdrücklich gegeben iſt. A sen d. N 
0 Verwand :: F. 123. Endlich iſt die Verwandlung desjenigen Gemeinevermoͤgens, 
lungen in deſſen Ertrag bisher an Einzelne vertheilt wurde (H. 32.), in Kaͤmmereivermoͤgen 
u (F. 31.) zulaͤſſig, ſobald beide Stadtbehoͤrden einverſtanden find und die Regie⸗ 
kung ihre Genehmigung ertheilt. n Neil 
Haushalts- F. 124. In jeder Stadt muß vor dem Anfange des Jahres ein Haus⸗ 
Etat. halts⸗Etat feſtgeſetzt, und moͤglichſt kurze Zeit nach dem Jahresſchluſſe die 
Rechnung berichtiget werden. * Br 

Ä Ueber die Art, wie Haushalts⸗Etats und Rechnungen, auch das Kaſſen⸗ 
3 weſen einzurichten, ſollen die Regierungen die erforderliche Inſtruktion ertheilen. 
Verwendung F. 125. Die in die Stadtkaſſe fließenden Einkuͤnfte dürfen zu keinem andern 
der Einkünfte. Zwecke, als zur Deckung des offentlichen Stadtbeduͤrfniſſes verwendet werden. 
Kontrolle dee F. 126. Die Stadtverordneten⸗Berſammlung kontrollirt die Verwaltung. 
Verwaltung. Sie iſt daher berechtigt und verpflichtet, ſich von der Ausführung ihrer Beſchluͤffe 
And der Verwendung aller ſtaͤdtiſchen Einnahmen Ueberzeugung zu verſchaffen, 
die Akten einzuſehen, die Rechnungen zu pruͤfen, dagegen Erinnerungen zu machen, 

und Decharge zu ertheilen; die Richtigkeit der Ausführung ſtaͤdtiſcher Arbeiten zu 
unterſuchen u. ſ. w. 5 ES ER. 

3 Dafern ſie zu finden glaubt, daß dem Magiſtrate, oder deſſen einzelnen Mit⸗ 
gliedern Vernachlaͤſſtgungen oder Pflichtverletzungen zur Laſt fallen, ſo hat ſie dies 
der Regierung anzuzeigen, welche die Sache zunaͤchſt auf adminiſtrativem Wege 
unkerſucht und das Noͤthige verfügt. Wenn aber der eine oder der andere Theil ſich 
bei ihrer Verfuͤgung nicht beruhigen will, ſo iſt ihm freigeſtellt, binnen vier Wochen, 
vom Eingange des Regierungsbeſcheides an gerechnet, entweder auf die Entſchei⸗ 
dung der höheren Staatsbehoͤrde, oder in den dazu geeigneten Faͤllen auf den Rechts⸗ 

weg zu provociren. Bis zur Entſcheidung bleibt die Vollziehung der vorläufigen 
Feſtſetzung dem Ermeſſen der Regierung uͤberlaſſen. Sobald auf hoͤhere admi⸗ 

niſtrative Entſcheidung angetragen worden, und beide Theile mit dieſem Antrage 
einverſtanden ſind, iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen, wenn nicht die hoͤhere Be⸗ 

hoͤrde die Sache ſelbſt dahin verweiſet. Sl „ ser 4 

Sollte ein Prozeß gegen den Magiſtrat nothwendig werden, fo hat die Regie⸗ 

rung ſolchen auf Antrag der Stadtverordneten-Verſammlung, eben fo wie H. 82. 

beſtimmt iſt, durch einen Namens der Stadt zu beſtellenden Anwalt einzuleiten. 

Abſchluß von §. 127. Urkunden, welche die Stadtgemeinen verbinden ſollen, muͤſſen 
r vom Magiſtrate ausgeſtellt, und vom Buͤrgermeiſter oder Ober⸗Buͤrgermeiſter unter: 
ſchrieben werden; es muß aber, wenn fie Angelegenheiten des Stadt⸗Haushalts 
betreffen, ihnen der Genehmigungsbeſchluß der Stadtverordneten⸗Verſammlung, 

oder in dem H. 115. angegebenen Falle die Entſcheidung der Regierung in beglaubter 

Form beigefuͤgt ſeyn. Den Urkunden uͤber Veraͤußerungen iſt dasjenige, was zum 
Beweiſe der H. 117. aufgeſtellten Erforderniſſe dient, nicht minder den Urkunden 

= 5 5 \ y uͤber 


I 8 
Son der Verpflichtung der Bürger. zur Annahme von Stellen 


$. 128. Jeder Bürger ift in der Regel verbunden, unbeſoldete Stadt⸗ 
amter und einzelne Auftraͤge, ſo wie die Stellen eines Stadtverordneten und Stell⸗ 
vertreters deſſelben zu uͤbernehmen, und wenigſtens drei Jahre zu verwalten. Nach 
Ablauf dieſer Frist iſt jeder berechtigt, das Amt niederzulegen, und kann binnen den 
naͤchſten drei? Jahren zur Annahme neuer eee 5 Aufträge nicht angehalten 
werden. 

Stellvertreter der Stadtserordneken men diese dreijaͤhrige Befreiung nur 
dann verlangen, wenn ſie wirklich einberufen worden ſind, und wenigſtens ein Jahr 
ununterbrochen fungirt haben. 

$. 129. Fortdauernde Krankheiten, Geſchaͤfte, die längere Reiſen noth⸗ 
wendig machen, und ein Alter uͤber ſechszig Jahre ſind guͤltige Entſchuldigungs⸗ 
gruͤnde, wodurch die im F. 128. ausgeſprochene Verpflichtung eine Ausnahme 
erleiden kann. Wer außer dieſen beſtimmten Faͤllen der Regierung darzuthun ver⸗ 
mag, daß er nach ſeinen beſonderen Verhaͤltniſſen, oder ohne weſentliche Störung 


Regelmaͤßige 
Verpflich⸗ 
tung. 


Entſchuldi⸗ 
gungen. 


ſeines Wohlſtandes, eine ihm angewieſene Stelle nicht zu uͤbernehmen vermoͤge, 
9 3 9 


kann von der Regierung nach Umſtaͤnden ganz befreit, oder auch durch abgekuͤrzte 
Dauer der Stelle erleichtert werden. 
$. 130. Von der im H. 128. Feſtgeſetzten Verbindlichkeit ſind gänzlich be⸗ 
freit: vom Staate beſoldete Beamte, Juſtiz 1 Advokaten, Patrimonial⸗ 
Richter, Geiſtliche, Schullehrer und Medi ji lperſonen. Desgleichen koͤnnen dieje⸗ 
90 0 welche ein Stadtamt, oder die Stelle eines Stadtverordneten bekleiden, nicht 
ungen werden, eine neue Stelle neben der bisherigen zu uͤbernehmen. Dagegen 
Abe Stadtverordnete und deren Stellvertreter die Stellen unbeſoldeter Magiſtrats⸗ 
toten, desgleichen die Bezirksvorſteher, Mitglieder von Kommiſſionen u. ſ. w. 
die Stellen der Stadtverordneten oder unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder, anſtatt 
ihrer Neben Stellen, nach H. 128. zu uͤbernehmen verpflichtet. 
ie vom Staate beſoldeten Beamten, Patrimonialrichter, Geiſt⸗ 
liche und Schullehrer beduͤrfen, wenn ſie eine ſtaͤdtiſche Stelle uͤbernehmen wollen, 
dazu der Erlaubniß ihrer vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde und der Regierung. Dieſe Er⸗ 
laubniß kann auch, wenn ſich aus der Verbindung beider Aemter fuͤr den Staats⸗ 
dienſt oder für die ſtaͤdtiſche Verwaltung in der Folge ein Nachtheil ergiebt, von der 
Dienſtbehoͤrde ſowohl, als von der Regierung, eee werden. 


Befreiungen. 


Erlaubniß der 
Staatsbehoͤr⸗ 
den. 
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